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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Erweiterung des Katastrophenschutzes 

— Drucksache V/2585 — 


A. Bericht des Abgeordneten Müller (Mülheim) 


l. 


2. 


I. Allgemeines 


Der Gesetzentwurf ist mit Datum vom 12. Februar 
1968 beim Deutschen Bundestag eingebracht wor- 
den. Der Bundestag hat ihn in seiner 164. Sitzung 
am 29. März 1968 nach Begründung und allge- 
meiner Aussprache dem Innenausschuß feder- 
führend sowie dem Verteidigungsausschuß und 
dem Rechtsausschuß mitberatend überwiesen; der 


schäftsordnung beteiligt. 


^ r;u uci 


Der Innenausschuß hat den Entwurf in seiner 
Sitzung am 27. Mai 1968 abschließend beraten 
und dabei auch die Empfehlungen des mitbera- 
tenden Verteidigungsausschusses vom 9. Mai 
1968 und des mitberatenden Rechtsausschusses 
vom 22. Mai 1968 aufgenommen. Der Haushalts- 
ausschuß wird seinen Bericht gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung gesondert vorlegen. 


Der Innenausschuß hat die Konzeption der Regie- 
rungsvorlage gebilligt und insbesondere die an- 
gestrebte Einheit von Katastrophenschutz und 
Zivilschutz begrüßt. Er ist der Überzeugung, daß 
ein wesentlicher Teil der Schwierigkeiten, die 
sich bisher beim Aufbau des Zivilschutzes auf der 
örtlichen Ebene gezeigt haben, beseitigt wird, 
wenn künftig für die Katastrophenabwehr im 
Frieden und den Zivilschutz im Verteidigungs- 
fall nicht mehr zwei verschiedene Einrichtungen 
vorhanden sind, sondern die Kräfte, die bereits 
bei friedensmäßigen Katastrophen und Unglücks- 
fällen Rettung und Hilfeleistung bringen, die Auf- 
gabe auch in einem Verteidigungsfall überneh- 
men. Hinsichtlich der Grundzüge der Neurege- j 
lung wird auf den allgemeinen Teil der Begrün- | 


düng des Regierungsentwurfs („III. Grundzüge 
des Entwurfs") verwiesen. 

Der Ausschuß stimmte auch der in der Regie- 
rungsvorlage vorgesehenen Regelung des Selbst- 
schutzes zu. Ein besonderes Gesetz über den 
Selbstschutz wurde nicht mehr für angebracht 
gehalten. Unter Aufhebung des Seibstschutzge- 
setzes vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1240) 
wurden deshalb die weiterhin erforderlichen Be- 
stimmungen über den Selbstschutz in dieses 
Gesetz aufgenommen. Dadurch wird auch eine 
engere Verbindung des Selbstschutzes mit den 
örtlichen Hilfskräften gefördert. Die Bestimmun- 
gen über die örtliche Hilfeleistung für den Bürger 
werden damit in einem Gesetz zusammengefaßt. 

Die Regelungen dieses Gesetzes wurden angepaßt 
an die vorgesehene Neuregelung der Notstands- 
verfassung. Der Begriff „Zustand äußerer Gefahr" 
wurde durch das Wort „ Verteidigungsfall" er- 
setzt (vgl. § 1 Abs. 1, § 4 Abs. 1, § 7 Abs. 2, § 11); 
ferner wurde die Fassung des § 13 dem vorgese- 
henen Artikel 80 a des Grundgesetzes angepaßt. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 


Zu § 1 

Die Erweiterung des Katastrophenschutzes baut 
auf den vorhandenen Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes im Frieden auf, die ihre 
jeweiligen Aufgaben auch hinsichtlich der besonde- 
ren Gefahren und Schäden wahrnehmen sollen, die 
in einem Verteidigungsfall drohen. Der Ausschuß 
versteht unter den Aufgaben des Katastrophenschut- 
zes nicht nur die derzeitigen Aufgaben, sondern auch 
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Aufgaben, die sich künftig aus technischen Ent- 
wicklungen ergeben. 

Entsprechend dem Regierungsentwurf soll lediglich 
zwischen öffentlichen und privaten Hilfsorganisatio- 
nen unterschieden werden. Auch die Mitwirkung der 
privaten Hilfsorganisationen im Katastrophenfall ist 
nötig und erwünscht. Ihre Mitwirkung hängt jedoch 
neben der Eignung von ihrer Bereitschaft ab. Eine 
weitere Unterscheidung zwischen den mitwirkenden 
Organisationen hält der Ausschuß nicht für ange- 
bracht, da die Aufgaben nur durch ein sich ergän- 
zendes Zusammenwirken aller Kräfte erfüllt werden 
können. 

In Absatz 3 mußte klargestellt werden, daß die 
kreisfreien Städte und Landkreise verpflichtet sind, 
zusätzliche Einheiten und Einrichtungen aufzubauen, 
wenn die öffentlichen und mitwirkenden privaten 
Einheiten und Einrichtungen zur Erfüllung der Auf- 
gaben nicht ausreichen. 

Zu § 2 

Der Ausschuß stimmte dem Vorschlag des Bundes- 
rates zu. 

Zu § 3 

Die Bezugnahme des Regierungsentwurfs nur auf 
Absatz 2 des Artikels 63 der IV. Genfer Konvention 
erschien nicht, begründet, da die Voraussetzungen 
auch des Absatzes 1 bei einem Teil der Hilfsorgani- 
sationen zutreffen und die Rechtsfolgen beider Ab- 
sätze gleich sind. Die Erweiterung der Bezugnahme 
auf den gesamten Artikel 63 der IV. Genfer Konven- 
tion ist nach Auffassung des Ausschusses auch sach- 
gerechter, ohne daß sie eine inhaltliche Änderung 
der Vorschrift enthält. 

Zu § 4 

Der Ausschuß beschloß, nicht nur das Fernmelde- 
wesen, sondern auch das Veterinärwesen in den Auf- 
gabenkatalog des Absatzes 1 aufzunehmen. 

Im übrigen hat der Ausschuß den Absatz 2 in der 
Fassung der Regierungsvorlage gebilligt. Dabei ist 
er davon ausgegangen, daß der Bund Bestimmungen 
nur über die für den Verteidigungsfall erforderliche 
Gesamtstärke treffen darf, nicht aber Bestimmungen 
über die Stärke des friedensmäßigen Katastrophen- 
schutzes. Hierfür sind allein die Länder zuständig. 
In die Gliederung des Katastrophenschutzes darf der 
Bund nur insoweit eingreifen, als es im Hinblick auf 
den Verteidigungsfall unbedingt notwendig ist. 

Zu § 5 

Die Änderungen sind redaktioneller Art. Darüber 
hinaus wies der Ausschuß eindringlich darauf hin, 
daß die gesamte Ausrüstung — ungeachtet der ver- 
schiedenen Zuständigkeiten — unbedingt aufeinan- 
der abgestimmt werden muß, und zwar unter Zu- 
grundelegung einheitlicher Normen. 


Zu § 6 

Der Ausschuß ging bei dieser Vorschrift davon aus, 
daß die öffentlichen und privaten Katastrophen- 
schutzorganisationen ihre Helfer in erster Linie wie 
bisher an ihren eigenen Schulen ausbilden. Nur er- 
gänzend und weiterführend sollen zusätzliche Aus- 
bildungseinrichtungen des Bundes, der Länder sowie 
der kreisfreien Städte und Landkreise benutzt wer- 
den. Darüber hinaus hat der Ausschuß im Gesetz 
verdeutlicht, daß die vorhandenen Ausbildungsein- 
richtungen der Organisationen für diese Aufgabe 
auch geeignet sein müssen. 


Zu § 7 

Der Ausschuß beschloß, in Absatz 4 den Landes- 
regierungen die Möglichkeit einzuräumen, in Einzel- 
fällen statt des Landkreises eine kreisangehörige 
Gemeinde mit der Wahrnehmung aller oder ein- 
zelner Aufgaben zu betrauen, wenn sich das als 
zweckmäßig erweist und diese Gemeinde nach Größe 
und Verwaltungskraft dazu in der Lage ist. 


Zu § 8 

Nach übereinstimmender Auffassung des Innen- 
ausschusses und des mitberatenden Verteidigungs- 
ausschusses reicht es aus, daß die Heller sich ihrer 
Organisation gegenüber zur Mitarbeit im Katastro- 
phenschutz verpflichten und die Organisation so- 
dann dem Hauptverwaltungsbeamten der kreisfreien 
Stadt oder des Landkreises die mitwirkenden Helfer 
mitteilt. Eine Verpflichtung durch die Behörde hielt 
der Ausschuß daneben nicht für erforderlich. Das ent- 
spricht auch der Auffassung der Katastrophenschutz- 
organisationen und betont die Freiwilligkeit der Mit- 
arbeit der Helfer. Diese Änderung hat zur Folge, 
daß auf eine Anhörung des Arbeitgebers vor der 
Verpflichtung verzichtet werden muß. 

Eine Beteiligung der Behörde ist dagegen geboten, 
wenn die Mitwirkung der Helfer zur Befreiung vom 
Wehrdienst führen soll. Für diese Fälle soll in Ab- 
satz 2 eine Zustimmung der zuständigen Behörde 
zur Verpflichtung der Helfer vorgesehen werden. 

Der Ausschuß hielt die Bußgeldvorschrift in Ab- 
satz 3, die auf ähnliche Bestimmungen im Feuer- 
wehrrecht der Länder zurückgeht, für nicht entbehr- 
lich, jedoch auch für ausreichend. 

Die übrigen Änderungen sind redaktioneller Art. 


Zu § 9 

Der Ausschuß stimmte dem Vorschlag der Bundes- 
regierung zu, dieser Vorschrift als Absatz 2 die Be- 
stimmung anzufügen, daß den Arbeitnehmern aus 
ihrem Dienst im Katastrophenschutz weder im 
Arbeitsverhältnis noch in der Sozial- und Arbeits- 
losenversicherung Nachteile erwachsen dürfen. Wei- 
tere bundeseinheitliche arbeits- und sozialrechtliche 
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Vorschriften hielt der Ausschuß nicht für erforder- 
lich, da entweder die Länder über ausreichende Vor- 
schriften verfügen (z. B. für den Ersatz von Ver- 
dienstausfall und Aufwendungen) oder aber bereits 
bundeseinheitliche Vorschriften bestehen (z. B. für 
die Unfallversicherung). Insbesondere schien ihm 
eine besondere Vorschrift über die Befreiung von 
der Arbeitspflicht im Falle eines Katastrophenein- 
satzes oder einer Übung nicht notwendig zu sein, da 
nach allgemeiner Auffassung und dementsprechen- 
der Übung der Dienst im Katastrophenschutz der 
Pflicht zur Arbeitsleistung vorgeht; diese Auffas- 
sung hat erst recht in einem Verteidigungsfall Gül- 
tigkeit. 

Zu §§ 10 und 11 

Der Ausschuß folgte den Empfehlungen des Bun- 
desrates. 

Für die Unterrichtung der Bevölkerung sollen sich 
die Gemeinden der jeweils freiwillig mitwirkenden, 
fachlich einschlägigen Organisationen bedienen. 


Zu § 12 

Der Ausschuß beschloß, in Absatz 2 Nr. 1 die Rei- 
henfolge der Aufklärungsgebiete umzustellen. Die 
allgemeine Aufklärung über Gefahren und Schutz- 
möglichkeiten hat der Aufklärung über den Selbst- 
schutz voranzugehen, die die besondere Aufgabe 
des Bundesverbandes für den Selbstschutz ist. Diese 
Änderung verdeutlicht, daß der Bundesverband für 
den Selbstschutz die Bevölkerung sowohl über den 
Selbstschutz als auch über die anderen Bereiche des 
Zivilschutzes aufzuklären hat. Durch diese Vorschrift 
in Verbindung mit § 18 Abs. 2 des Entwurfs soll ver- 
mieden werden, daß sich die Aufgabenbereiche meh- 
rerer Behörden überschneiden. 


Zu § 13 

Der Ausschuß hat unter anderem entsprechend den 
Empfehlungen des Rechtsausschusses Absatz 1 dem 
vorgesehenen Artikel 80 a des Grundgesetzes ange- 
paßt. Die Anordnung zum Verlassen gefährdeter 
Gebiete und zur Unterbringung in anderen Gebieten 
soll von einem besonderen Beschluß des Bundestages 
abhängig sein. Das Verbot, den gewöhnlichen Auf- 
enthaltsort ohne Erlaubnis zu verlassen, ist nicht so 
schwerwiegend wie die Anordnung des Aufenthalts- 
wechsels. Eine solche Regelung kann gegebenenfalls 
sehr schnell und ohne die Möglichkeit einer vor- 
herigen öffentlichen Beratung notwendig werden. 
Bundestag und Bundesrat sollen jedoch in diesem 
Fall das Recht haben, jederzeit die Aufhebung der 
Maßnahmen zu verlangen. 

Die übrigen Änderungen sind redaktioneller Art. 

Zu § 14 

Die Änderungen sind redaktioneller Art. 

Zu § 15 

Der Ausschuß sprach sich im Interesse einer Ver- 
waltungsvereinfachung und einer möglichst rationel- 
len Ausnutzung der Bundesmittel dafür aus, die Mit- 
tel für die laufenden Kosten in einem Globalbetrag 
im Bundeshaushaltsplan zu veranschlagen und den 
Ländern entsprechende Teilbeträge global zuzuwei- 
sen. Die Länder werden dadurch in die Lage ver- 
setzt, nach ihrem Ermessen Schwerpunkte zu bilden 
und selbst für einen Ausgleich unter den einzelnen 
Zweckbestimmungen zu sorgen. Es wird ihnen damit 
ermöglicht, die im Einzelfall wirtschaftlichsten Lösun- 
gen zu erzielen. 

Zu § 16 

Die Änderung dient der Klarstellung. 


Bonn, den 27. Mai 1968 


Müller (Mülheim) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/2585 — in 

der aus anliegender Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. zu prüfen, ob — nach der Vereinigung von 
Katastrophenschutz und Luftschutzhilfsdienst 
durch diesen Gesetzentwurf — die Zahl der 
Organisationen und Einrichtungen im Bereich 
des Zivilschutzes weiter verringert werden 
kann; 

2. die Verwaltungszuständigkeiten der Bundes- 
regierung nach dem Gesetz über die Erweite- 
rung des Katastrophenschutzes soweit wie 
möglich auf die nachgeordneten Behörden zu 
übertragen und deren Befugnisse klar abzu- 
grenzen; 

3. die mitwirkenden Organisationen und Ver- 
bände auch bei der Ausarbeitung der Aus- 
führungsvorschriften zu diesem Gesetzent- 
wurf zu beteiligen; 

4. in Zusammenarbeit mit den Ländern darauf 
hinzuwirken, daß die Grundausrüstung und 
die zusätzliche Ausrüstung aufeinander abge- 
stimmt und möglichst vereinheitlicht werden; 

5. bis zum 31. Marz 1969 dem Deutschen Bundes- 
tag über die Maßnahmen zu Nr. 1 bis 4 zu 
berichten; 

6. in Abänderung des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 28. Oktober 1966 (Druck- 
sache V/ 994) über die im Rahmen der finan- 
ziellen Möglichkeiten zu verwirklichenden 
weiteren Einzelmaßnahmen auf dem Gebiet 
der zivilen Verteidigung bis zum 31. Dezem- 
ber 1968 zu berichten. 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 27. Mai 1968 


Der Innenausschuß 


Schmitt-Vockenhausen 

Vorsitzender 


Müller (Mülheim) 

Berichterstatter 
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Drucksache V/2935 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Erweiterung des Katastrophenschutzes 

— Drucksache V/2585 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Erweiterung des Katastrophensehutzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Erweiterung des Katastrophensehutzes 

(1) Die Einheiten und Einrichtungen des Katastro- 
phen Schutzes nehmen ihre Aufgaben auch hinsicht- 
lich der besonderen Gefahren und Schäden wahr, die 
im Zustand äußerer Gefahr drohen. Sie werden zu 
diesem Zweck verstärkt, ergänzt sowie zusätzlich 
ausgerüstet und ausgebildet. 

(2) Private Einheiten und Einrichtungen des Kata- 
strophenschutzes wirken hierbei mit, wenn sie hier- 
zu geeignet sind und ihre Bereitschaft zur Mitwir- 
kung erklären. 

(3) Soweit die erforderliche Stärke nicht durch die 
vorhandenen öffentlichen und die mitwirkenden pri- 
vaten Einheiten und Einrichtungen des Katastro- 
phenschutzes erreicht wird, können zusätzliche Ein- 
heiten und Einrichtungen gebildet werden . 

§ 2 

Auftragsverwaltung 

(1) Soweit die Ausführung dieses Gesetzes den 
Ländern einschließlich der Gemeinden und Gemein- 
deverbände obliegt, handeln sie im Auftrag des 
Bundes. Wenn nichts anderes bestimmt ist, sind die 
kreisfreien Städte und Landkreise zuständig. Für sie 
handelt der Hauptverwaltungsbeamte. 

(2) Der Bundesminister des Innern übt in seinem 
Aufgabenbereich die Befugnisse aus, die der Bundes- 
regierung nach Artikel 85 Abs. 4 des Grundgesetzes 
zustehen. Er kann diese Befugnisse sowie seine Wei- 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Erweiterung des Katastrophensehutzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Erweiterung des Katastrophensehutzes 

(1) Die Einheiten und Einrichtungen des Katastro- 
phenschutzes nehmen ihre Aufgaben auch hinsicht- 
lich der besonderen Gefahren und Schäden wahr, die 
im Verteidigungsfall drohen. Sie werden zu die- 
sem Zweck verstärkt, ergänzt sowie zusätzlich aus- 
gerüstet und ausgebildet. 

(2) unverändert 


(3) Soweit die zur Erfüllung der Aufgaben erfor- 
derliche Stärke nicht durch die vorhandenen öffent- 
lichen und die mitwirkenden privaten Einheiten und 
Einrichtungen des Katastrophensehutzes erreicht 
wird, werden zusätzliche Einheiten und Einrichtun- 
gen gebildet. 

§2 

Auftragsverwaltung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 

sungsbefugnisse nach Artikel 85 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes ganz oder teilweise auf das Bundesamt für 
zivilen Bevölkerungsschutz übertragen. 

(3) Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur Aus- 
führung dieses Gesetzes erläßt der Bundesminister 
des Innern. 

§ 3 

Völkerrechtliche Stellung 

Der Katastrophenschutz hat den Voraussetzungen 
des Artikels 63 Abs. 2 des IV. Genfer Abkommens 
vom 12. August 1949 zum Schutz von Zivilpersonen 
in Kriegszeiten (Bundesgesetzbl. 1954 II S. 781) zu 
entsprechen. 

§ 4 

Stärke und Gliederung 

(1) Der Katastrophenschutz umfaßt Einheiten und 
Einrichtungen zur Bekämpfung der besonderen Ge- 
fahren und Schäden, die im Zustand äußerer Gefahr 
drohen, insbesondere für 

Brandschutz, 

Bergung und Instandsetzung, 

ABC-Schutz, 

Sanitätswesen, 

Betreuung, 

Unterstützung des Selbstschutzes. 

(2) Der Bundesminister des Innern legt im Beneh- 
men mit den Ländern die Stärke und Gliederung des 
Katastrophenschutzes in den Ländern fest. Die Stärke 
und Gliederung der in den kreisfreien Städten und 
Landkreisen einzurichtenden Teile des Katastro- 
phenschutzes werden von der zuständigen obersten 
Landesbehörde bestimmt. 

§ 5 

Ausrüstung 

(1) Die zusätzliche Ausrüstung für den Katastro- 
phenschutz wird vom Bund zur Verfügung gestellt. 
Die Länder teilen die Ausrüstungsgegenstände auf 
die kreisfreien Städte und Landkreise auf, die sie an 
die Einheiten und Einrichtungen des Katastrophen- 
schutzes weitergeben. 

(2) Die Grundausrüstung und die zusätzliche Aus- 
rüstung für den Katastrophenschutz sollen aufeinan- 
der abgestimmt und möglichst vereinheitlicht wer- 
den. Die Länder können sich für die Beschaffung der 
Grundausrüstung der zuständigen Bundesbehörden 
bedienen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(3) Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur Aus- 
führung dieses Gesetzes erläßt der Bundesminister 
des Innern mit Zustimmung des Bundesrates. 

§3 

Völkerrechtliche Stellung 

Der Katastrophenschutz hat den Voraussetzungen 
des Artikels 63 des IV. Genfer Abkommens vom 
12. August 1949 zum Schutz von Zivilpersonen in 
Kriegszeiten (Bundesgesetzbl. 1954 II S. 781) zu 
entsprechen. 

§4 

Stärke und Gliederung 

(1) Der Katastrophenschutz umfaßt Einheiten und 
Einrichtungen zur Bekämpfung der besonderen 
Gefahren und Schäden, die im Verteidigungsfall dro- 
hen, insbesondere für 

Brandschutz, 

Bergung und Instandsetzung, 

ABC-Schutz, 

Sanitätswesen, 

Veterinärwesen, 

Betreuung, 

Fernmeldewesen, 

Unterstützung des Selbstschutzes. 

(2) Der Bundesminister des Innern legt im Beneh- 
men mit der zuständigen obersten Landesbehörde 

die Stärke und Gliederung des Katastrophenschutzes 
in den Ländern fest. Die Stärke und Gliederung der 
in den kreisfreien Städten und Landkreisen einzu- 
richtenden Teile des Katastrophenschutzes werden 
von der zuständigen obersten Landesbehörde be- 
stimmt. 

§5 

Ausrüstung 

(1) Die zusätzliche Ausrüstung wird vom Bund 
zur Verfügung gestellt. Die Länder teilen die Aus- 
rüstungsgegenstände auf die kreisfreien Städte und 
Landkreise auf, die sie an die Einheiten und Einrich- 
tungen des Katastrophenschutzes weitergeben. 


(2) Die Grundausrüstung und die zusätzliche 
Ausrüstung sollen aufeinander abgestimmt und 
möglichst vereinheitlicht werden. Die Länder kön- 
nen sich für die Beschaffung der Grundausrüstung 
der zuständigen Bundesbehörden bedienen. 
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Entwurf 

(3) Zur Wartung und Instandsetzung der Aus- 
rüstung können die Länder besondere Einrichtungen 
errichten. 

§ 6 

Ausbildung 

Soweit die Ausbildungseinrichtungen des Kata- 
strophenschutzes nicht ausreichen, sind zusätzliche 
Ausbildungsstätten für die erweiterten Aufgaben 
einzurichten. Zur regionalen und fachlichen Zusam- 
menfassung können die Länder solche Ausbildungs- 
stätten errichten. 


§ 7 

Organisation auf Kreisebene 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte der kreisfreien 
Stadt und des Landkreises beaufsichtigt den Kata- 
strophenschutz und überwacht dabei insbesondere 
Ausbildung und Ausrüstung. 

(2) Im Zustand äußerer Gefahr , bei Übungen und 
Ausbildungsveranstaltungen sowie hinsichtlich der 
Wartung und Pflege der Ausrüstung untersteht der 
Katastrophenschutz den Weisungen des Hauptver- 
waltungsbeamten. 

(3) Der Hauptverwaltungsbeamte bildet einen 
Stab aus Angehörigen der im Katastrophenschutz 
mitwirkenden Organisationen, der ihn bei der Auf- 
stellung, Ausbildung und im Einsatz berät. 

(4) Die Landesregierungen können bestimmen, 
daß mehrere kreisfreie Städte oder Landkreise einen 
gemeinsamen Katastrophenschutz bilden und einen 
der beteiligten Hauptverwaltungsbeamten zu dessen 
Leiter bestellen. 


(5) Landesrechtliche Regelungen, die weiter- 
gehende Befugnisse des Hauptverwaltungsbeamten 
gegenüber den Katastrophenschutzorganisationen, 
insbesondere für den Katastrophenfall enthalten, 
bleiben unberührt. 

§ 8 

Mitwirkung der Heller im Katastrophenschutz 

(1) Die Helfer können auf Grund freiwilliger Mel- 
dung für eine bestimmte oder unbestimmte Zeit zum 
Dienst im Katastrophenschutz verpflichtet werden. 
Vor der Verpflichtung eines Arbeitnehmers ist der 
Arbeitgeber zu hören . 

(2) Wehrpflichtige Helfer, die von der zuständi- 
gen Behörde auf mindestens 10 Jahre für den Dienst 
im Katastrophenschutz verpflichtet werden, brauchen 
keinen Wehrdienst oder Dienst im Zivilschutzkorps 
zu leisten, solange sie im Katastrophenschutz mit- 
wirken. Der Bundesminister des Innern und der Bun- 
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(3) unverändert 

§6 

Ausbildung 

Soweit die Ausbildungseinrichtungen des Kata- 
strophenschutzes nicht geeignet sind oder nicht aus- 
reichen, sind zusätzliche Ausbildungsstätten für die 
erweiterten Aufgaben einzurichten. Zur regionalen 
und fachlichen Zusammenfassung können die Länder 
solche Ausbildungsstätten errichten. Der Bund kann 
zur Vereinheitlichung der Ausbildung zentrale Aus- 
bildungsstätten errichten. 

§7 

Organisation auf Kreisebene 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte der kreisfreien 
Stadt und des Landkreises beaufsichtigt den Kata- 
strophenschutz und überwacht dabei insbesondere 
Aufstellung, Ausbildung und Ausrüstung. 

(2) Im Verteidigungsfall, bei Übungen und Aus- 
bildung sveranstaltungen sowie hinsichtlich der War- 
tung und Pflege der Ausrüstung untersteht der Kata- 
strophenschutz den Weisungen des Hauptverwal- 
tungsbeamten. 

(3) unverändert 


(4) Die Landesregierungen können bestimmen, 
daß mehrere kreisfreie Städte oder Landkreise einen 
gemeinsamen Katastrophenschutz bilden und einen 
der beteiligten Hauptverwaltungsbeamten zu des- 
sen Leiter bestellen. Sie können ferner bestimmen, 
daß die Aufgaben eines Landkreises ganz oder 
teilweise von bestimmten kreisangehörigen Ge- 
meinden wahrgenommen werden. 

(5) unverändert 


§8 

Dienst im Katastrophenschutz 

(1) Die Helfer können sich gegenüber ihrer Orga- 
nisation für eine bestimmte oder unbestimmte Zeit 
zum Dienst im Katastrophenschutz verpflichten. 


(2) Wehrpflichtige Helfer, die sich mit Zustim- 
mung der zuständigen Behörde auf mindestens 10 
Jahre zum Dienst im Katastrophenschutz verpflich- 
tet haben, brauchen keinen Wehrdienst oder Dienst 
im Zivilschutzkorps zu leisten, solange sie im Kata- 
strophenschutz mitwirken. Der Bundesminister des 
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desminister der Verteidigung vereinbaren jeweils 
die Zahl, bis zu der eine solche Freistellung möglich 
ist, unter angemessener Berücksichtigung des Perso- 
nalbedarfs der Bundeswehr, des Zivilschutzkorps 
und des Katastrophenschutzes. Dabei kann auch nach 
Jahrgängen, beruflicher Tätigkeit und Ausbildungs- 
stand unterschieden sowie die Zustimmung des 
Kreiswehrersatzamtes vorgesehen werden. 

(3) Ordnungswidrig handelt, wer seiner Ver- 
pflichtung zur Dienstleistung im Katastrophenschutz 
zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

(4) Landesrechtliche Regelungen über die Ver- 
pflichtung zum Dienst im Katastrophenschutz oder 
zur Hilfeleistung bleiben unberührt. 

§ 9 

Rechtsverhältnisse der Helfer im Katastrophenschutz 

Die Rechtsverhältnisse der Helfer der öffentlichen 
und privaten Katastrophenschutzorganisationen rich- 
ten sich auch, soweit die erweiterten Aufgaben des 
Katastrophenschutzes wahrgenommen werden, nach 
den Vorschriften für die Katastrophenschutzorgani- 
sation, der sie angehören. Soweit solche Vorschriften 
fehlen, gelten die Vorschriften für die Mitglieder 
der Freiwilligen Feuerwehren entsprechend. 


§ 10 

Förderung des Selbstschutzes 

(1) Aufbau, Förderung und Leitung des Selbst- 
schutzes der Bevölkerung gegen die Wirkung von 
Angriffswaffen obliegen den Gemeinden. Für sie 
handelt der Hauptverwaltungsbeamte. Die Landes- 
regierungen können bestimmen, daß diese Aufgaben 
von kommunalen Zusammenschlüssen oder Gemein- 
deverbänden wahrgenommen werden. 

(2) Für die Unterrichtung der Bevölkerung über 
die Gefahren und Schäden, die ihr durch Angriffs- 
waffen drohen, und die Ausbildung zu ihrer Be- 
kämpfung bedienen sich die Gemeinden der im Kata- 
strophenschutz mitwirkenden Organisationen. 


(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die Förderung 
des Selbstschutzes in Behörden und Betrieben. 

(4) Die Maßnahmen der kreisangehörigen Ge- 
meinden werden durch die Landkreise unterstützt. 

siehe § 11 
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Innern und der Bundesminister der Verteidigung 
vereinbaren jeweils die Zahl, bis zu der eine solche 
Freistellung möglich ist, unter angemessener Berück- 
sichtigung des Personalbedarfs der Bundeswehr, des 
Zivilschutzkorps und des Katastrophenschutzes. Da- 
bei kann auch nach Jahrgängen, beruflicher Tätigkeit 
und Ausbildungsstand unterschieden sowie die Zu- 
stimmung des Kreiswehrersatzamtes vorgesehen 
werden. 

(3) unverändert 


(4) Landesrechtliche Regelungen über die Pflicht 
zum Dienst im Katastrophenschutz oder zur Hilfe- 
leistung bleiben unberührt. 

§9 

Rechtsverhältnisse der Helfer im Katastrophenschutz 

(1) Die Rechtsverhältnisse der Helfer der öffent- 
lichen und privaten Katastrophenschutzorganisatio- 
nen richten sich auch, soweit die erweiterten Aufga- 
ben des Katastrophenschutzes wahrgenommen wer- 
den, nach den Vorschriften für die Katastrophen- 
schutzorganisation, der sie angehören. Soweit solche 
Vorschriften fehlen, gelten die Vorschriften für die 
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren entspre- 
chend. 

(2) Arbeitnehmern dürfen aus dem Dienst im 
Katastrophenschutz keine Nachteile im Arbeitsver- 
hältnis und in der Sozial- und Arbeitslosenversiche- 
rung erwachsen. 

§ 10 

Selbstschutz 

(1) unverändert 


(2) Für die Unterrichtung der Bevölkerung über 
die Gefahren und Schäden, die ihr durch Angriffs- 
waffen drohen, und die Ausbildung zu ihrer Be- 
kämpfung können sich die Gemeinden der im Kata- 
strophenschutz mitwirkenden Organisationen, ins- 
besondere des Bundesverbandes für den Selbst- 
schutz, bedienen. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) Im Verteidigungsfall können allgemeine An- 
ordnungen über das selbstschutzmäßige Verhalten 
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§ 11 

Leitung des Selbstschutzes 

Im Zustand äußerer Gefahr können allgemeine 
Anordnungen über das Verhalten der Bevölkerung 
bei Angriffen getroffen werden. Die Anordnungen 
bedürfen keiner besonderen Form. 

§ 12 

Bundesverband für den Selbstschutz 

(1) Die bundesunmittelbare Körperschaft des 
öffentlichen Rechts „Bundesluftschutzverband" führt 
in Zukunft den Namen „Bundesverband für den 
Selbstschutz". Mitglieder können der Bund, die Län- 
der und die kommunalen Spitzen verbände sein. Der 
Verband dient gemeinnützigen Zwecken und unter- 
steht der Aufsicht des Bundesministers des Innern. 
Dieser kann die Ausübung der Aufsicht dem Bundes- 
amt für zivilen Bevölkerungsschutz übertragen. 

(2) Der Bundesverband für den Selbstschutz hat 
die Aufgabe, nach den Richtlinien und Weisungen, 
die vom Bundesminister des Innern oder in seinem 
Auftrag vom Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz erlassen werden, 

L die Bevölkerung über Aufgaben und Maß- 
nahmen des Selbstschutzes aufzuklären, 
insbesondere über die Wirkung von An- 
griffswaffen und über Schutzmöglichkeiten, 

2. die Gemeinden und Landkreise bei der Un- 
terrichtung und Ausbildung der Bevölke- 
rung im Selbstschutz zu unterstützen, 

3. Behörden und Betriebe bei der Unterrich- 
tung und Ausbildung im Selbstschutz zu 
unterstützen. 

(3) Der Bundesminister des Innern besti mm t den 
Sitz der Körperschaft und wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung den Aufbau der Körperschaft ein- 
schließlich der Verleihung der Dienstherrenfähigkeit 
zu regeln. Die näheren Bestimmungen über die Or- 
ganisation trifft eine Satzung, die von der Körper- 
schaft mit Zustimmung des Bundesministers des In- 
nern erlassen wird. 


(4) Der Direktor des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz wird in das Beamtenverhältnis auf Zeit 
für die Dauer von 6 Jahren berufen? Wiederemen- 
nung ist zulässig. Die für Beamte auf Lebenszeit gel- 
tenden Vorschriften finden entsprechende An- 
wendung. Der Beamte tritt auch mit dem Ablauf der 
Amtszeit in den Ruhestand, sofern er nicht erneut 
für eine weitere Amtszeit berufen wird. Er ist ver- 
pflichtet, einer erneuten Berufung Folge zu leisten? 
kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, so ist er 
zu entlassen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

der Bevölkerung bei Angriffen getroffen werden. 
Die Anordnungen bedürfen keiner besonderen Form. 

§11 

entfällt hier 

siehe § 10 Abs. 5 


§ 12 

Bundesverband für den Selbstschutz 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesverband für den Selbstschutz hat 
die Aufgabe, nach den Richtlinien und Weisungen, 
die vom Bundesminister des Innern oder in seinem 
Auftrag vom Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz erlassen werden, 

1. die Bevölkerung über die Wirkung von 
Angriffswaffen und über Schutzmöglich- 
keiten, insbesondere über Aufgaben und 
Maßnahmen des Selbstschutzes aufzuklä- 
ren, 

2. unverändert 


3. unverändert 


(3) Der Bundesminister des Innern bestimmt den 
Sitz der Körperschaft und wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
den Aufbau der Körperschaft einschließlich der 
Verleihung der Dienstherrenfähigkeit zu regeln. 
Die näheren Bestimmungen über die Organisation 
trifft eine Satzung, die von der Körperschaft mit 
Zustimmung des Bundesministers des Innern erlas- 
sen wird. 

(4) unverändert 
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(5) Die dem Bundesbesoldungsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das 
Erste Besoldungsneuregelungsgesetz vom 6. Juli 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 629), als Anlage I bei- 
gegebene Besoldungsordnung B wird wie folgt ge- 
ändert: 

In die Besoldungsgruppe B4 wird unter „Mittel- 
barer Bundesdienst" eingefügt: 

„Direktor des Bundesverbandes für den Selbst- 
schutz (als Geschäftsführendes Vorstandsmitglied)". 

§ 13 

Aufenthaltsregelung 

(1) Zum Schutze vor Gefahren und Schäden, die 
der Zivilbevölkerung durch Angriffswaffen drohen, 
oder für Zwecke der Verteidigung kann angeordnet 
werden, daß der gewöhnliche Aufenthaltsort nicht 
ohne Erlaubnis verlassen werden darf. Bewohner 
bestimmter, besonders gefährdeter Gebiete können 
vorübergehend in andere Gebiete verlegt werden. 
Diese Anordnungen können nur getroffen werden 


L im Zustand äußerer Gefahr , 

2. wenn eine fremde bewaffnete Macht Feind ~ 
Seligkeiten gegen die Bundesrepublik er- 
öffnet hat oder 

3. die Bundesregierung festgestellt hat, daß 
dies zur Herstellung der erhöhten Vertei- 
digungsbereitschaft oder zum Schutz der 
Zivilbevölkerung unerläßlich ist ; die Bun- 
desregierung hat die Feststellung aufzu- 
heben, wenn die Voraussetzungen hierfür 
entfallen oder wenn der Bundestag ' und 
der Bundesrat dies verlangen. 

(2) Die Länder, Gemeinden und Gemeinde ver- 
bände sind verpflichtet, Vorbereitungen für die Ver- 
legung der Bevölkerung besonders gefährdeter Ge- 
biete zu treffen und Personen, die wegen besonderer 
Gefährdungen außerhalb ihres gewöhnlichen Auf- 
enthaltsortes weilen, aufzunehmen und zu betreuen. 


(3) Die Grundrechte der Freiheit der Person (Ar- 
tikel 2 Abs. 2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit 
(Artikel 11 des Grundgesetzes) und der Unverletz- 
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgeset- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Absatz 5 entfällt hier 

siehe § 17 a 


§ 13 

Aufenthalt bei Gefährdung der Bevölkerung 

(1) Zum Schutze vor Gefahren und Schäden, die 
der Zivilbevölkerung durch Angriffswaffen drohen, 
oder für Zwecke der Verteidigung kann angeordnet 
werden, daß der gewöhnliche Aufenthaltsort nur 
mit Erlaubnis verlassen werden darf. Die Anord- 
nung ist aufzuheben, wenn Bundestag und Bundes- 
rat es verlangen. 

(1 a) Bewohner bestimmter, besonders gefährde- 
ter Gebiete können vorübergehend in anderen Ge- 
bieten untergebracht werden? die Anordnung hierzu 
darf nur nach Maßgabe des Artikels 80 a des Grund- 
gesetzes getroffen werden. 

(1 b) Die Grundrechte der Freiheit der Person 
(Artikel 2 Abs. 2 des Grundgesetzes), der Freizügig- 
keit (Artikel 11 des Grundgesetzes) und der Un- 
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund- 
gesetzes) werden nach Maßgabe dieser Vorschrift 
eingeschränkt. 


(2) Die Länder, Gemeinden und Gemeindever- 
bände sind verpflichtet, Vorbereitungen für die 
Unterbringung der Bevölkerung besonders gefähr- 
deter Gebiete zu treffen und Personen, die wegen 
besonderer Gefährdung außerhalb ihres gewöhn- 
lichen Aufenthaltsortes weilen, aufzunehmen und 
zu betreuen. 

Absatz 3 entfällt hier 

siehe Absatz 1 b 
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zes) werden nach Maßgabe dieser Vorschrift einge- 
schränkt. 

§ 14 

Eingliederung in den Katastrophenschutz 

(1) Die Einheiten des Luftschutzhilfsdienstes und 
des Selbstschutzes werden in den Katastrophen- 
schutz der kreisfreien Städte und der Landkreise 
übergeleitet. Bei der Überleitung ist ihnen die erfor- 
derliche Ausrüstung zu belassen. Einheiten, die nicht 
75 vom Hundert des Aufstellungssolls erreichen oder 
die auf Grund ihrer Standorte für eine Überleitung 
nicht geeignet sind, können aufgelöst werden. Das 
Nähere bestimmt der Bundesminister des Innern im 
Benehmen mit den Ländern durch Überleitungs- 
weisung. 

(2) Bei den Einrichtungen des Luftschutzhilfsdien- 
stes ist sinngemäß nach Absatz 1 zu verfahren. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Einheiten des Selbst- 
schutzes in Behörden und Betrieben. 

§ 15 

Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten, die den Ländern, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden durch dieses 
Gesetz, durch die Rechtsverordnungen und allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften auf Grund dieses Ge- 
setzes und durch Weisungen der zuständigen Bun- 
desbehörden entstehen; persönliche und sächliche 
Verwaltungskosten werden nicht übernommen. 


(2) Die Ausgaben sind für Rechnung des Bundes 
zu leisten; die damit zusammenhängenden Einnah- 
men sind an den Bund abzuführen. Auf diese Aus- 
gaben und Einnahmen sind die Vorschriften über 
das Haushaltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für 
die Durchführung des Haushalts verantwortlichen 
Bundesbehörden können ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden übertragen und 
zulassen, daß auf diese Ausgaben und Einnahmen 
die landesrechtlichen Vorschriften über die Kassen- 
und Buchführung der zuständigen Landes- und Ge- 
meindebehörden angewandt werden. 

(3) Die Kosten, die dem Bund durch Einsatz des 
Katastrophenschutzes bei Katastrophen und Un- 
glücksfällen in Friedenszeiten entstehen, sind ihm 
von dem Aufgabenträger zu erstatten. 

§ 16 

Katastrophenschutz und Selbstschutz 
der besonderen Verwaltungen 

Der Katastrophenschutz und seine Erweiterung so- 
wie der Selbstschutz im Bereich der besonderen Ver- 
waltungen im Sinne des § 5 des Ersten Gesetzes über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 
9. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1696) und des 
Bundesgrenzschutzes obliegen den zuständigen Bun- 
desministern. Einheiten und Einrichtungen des Kata- 
strophenschutzes dieser Verwaltungen werden nicht 


Bes c h 1 ü s s e des 6. Ausschusses 


§ 14 

Einordung in den Katastropbenschutz 

(1) Die Einheiten des Luftschutzhilfsdienstes und 
des Selbstschutzes werden in den Katastrophen- 
schutz der kreisfreien Städte und der Landkreise 
eingeordnet. Hierbei ist ihnen die erforderliche 
Ausrüstung zu belassen. Einheiten, die nicht 75 vorp 
Hundert des Aufstellungssolls erreichen oder die 
auf Grund ihrer Standorte für eine Einordnung 
nicht geeignet sind, können aufgelöst werden. Das 
Nähere bestimmt der Bundesminister des Innern 
im Benehmen mit den Ländern durch Weisung. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 15 

Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten, die den Ländern, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden durch dieses 
Gesetz, durch die allgemeinen Verwaltungsvorschrif- 
ten auf Grund dieses Gesetzes und durch Weisungen 
der zuständigen Bundesbehörden entstehen; persön- 
liche und sächliche Verwaltungskosten werden nicht 
übernommen. Die Mittel für die laufenden Kosten 
werden im Bundeshaushaitspian in einem Global- 
betrag veranschlagt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 16 

Katastrophenschutz und Selbstschutz 
der besonderen Verwaltungen 

Im Bereich der besonderen Verwaltungen im Sinne 
des § 5 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1696) und des Bundesgrenz- 
schutzes obliegen der Katastrophenschutz und seine 
Erweiterung sowie der Selbstschutz den zuständigen 
Bundesministern. Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes dieser Verwaltungen werden 
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in den Katastrophenschutz nach diesem Gesetz ein- 
gegliedert. 

§ 17 

Stadtstaatenklausel 

Die Senate der Länder Bremen und Hamburg wer- 
den ermächtigt, die Vorschriften dieses Gesetzes 
über die Zuständigkeit von Behörden dem besonde- 
ren Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzupassen 
und insbesondere zu bestimmen, welche Stellen die 
Aufgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände 
nach Maßgabe dieses Gesetzes wahrzunehmen ha- 
ben. 

siehe § 12 Abs. 5 


§ 18 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) § 45 des Gesetzes über das Zivilschutzkorps 
vom 12. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 782), das 
Selbstschutzgesetz vom 9. September 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1240), geändert durch Artikel 18 des 
Haushaltssicherungsgesetzes vom 20. Dezember 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2065), § 31 des Ersten Ge- 
setzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevöl- 
kerung vom 9. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1696) in der Fassung des Gesetzes zur Errichtung 
des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz 
vom 5. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 893) so- 
wie § 2 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes zur Errichtung 
des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz 
vom 5. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 893) 
werden aufgehoben. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes enden die 
Aufstellung neuer Einheiten des Luftschutzhilfsdien- 
stes und des Selbstschutzes sowie die Schaffung neuer 
Einrichtungen des Luftschutzhilfsdienstes. Die §§ 9 
bis 20 und 32 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1696) einschließlich der Rechts- 
verordnungen dazu gelten für die bestehenden Ein- 
heiten und Einrichtungen des Luftschutzhilfsdienstes 
bis zu ihrer Überleitung in den Katastrophenschutz. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

nicht in den Katastrophenschlitz nach diesem Gesetz 
eingegliedert. 

§ 17 

unverändert 


§ 17a 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Die dem Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das 
Erste Besoldungsneuregelungsgesetz vom 6. Juli 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 629), als Anlage I beige- 
gebene Besoldungsordnung B wird wie folgt geän- 
dert: 

In die Besoldungsgruppe B 4 wird unter „Mittel- 
barer Bundesdienst" eingefügt; 

„Direktor des Bundesverbandes für den Selbst- 
schutz (als Geschäftsführendes Vorstandsmitglied)". 

§ 18 

unverändert 
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